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Feindschaft  auf sich gezogen. Denn zur fortdauernden Dominanz der 
national-borussischen Geschichtsschreibung von rechts kam das anti-
liberale Denken von links. Der beißende Spott  und die höhnische Ver-
achtung der bürgerlichen Freiheiten im Gefolge von Karl Marx sind 
nicht zu unterschätzen, etwa wenn Rosa Luxemburg gegen «klein-
bürgerliche Illusionisten und Schwätzer von Anno 1848» agitierte.5

Selbst nach 1945, nach Diktatur, Weltkrieg und Völkermord, wirkte 
die eingeübte Ignoranz gegen die Freiheits- und Demokratiegeschichte 
fort. Die einen sahen im Nationalsozialismus nur einen Betriebsunfall 
der deutschen Geschichte, der seine Ursache just in der modernen, mit 
der Französischen Revolution beginnenden demokratisch verfassten 
Massengesellschaft  gehabt haben soll. Andere sahen die Gründe für 
Hitler und Holocaust vor allem im Fehlen proletarischer Revolutionen 
in Deutschland. Gemeinsam war beiden Deutungen, dass sie die frei-
heitlichen Bewegungen in der deutschen Geschichte gering schätzten.

Es war einer meiner Vorgänger im Amt des Bundespräsidenten, 
Gustav Heinemann, der Anfang der 1970er-Jahre mit Leidenschaft  
 dafür warb, «in der Geschichte unseres Volkes nach jenen Kräft en zu 
spüren und ihnen Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, die dafür gelebt 
und gekämpft  haben, damit das deutsche Volk politisch mündig und 
moralisch verantwortlich sein Leben und seine Ordnung selbst gestal-
ten kann».6 Der Geschichtswett bewerb des Bundespräsidenten, den 
Heinemann als «Preis für die Schuljugend zum Verständnis deutscher 
Freiheitsbewegungen» ins Leben rief, und die Erinnerungsstätt e für 
die Freiheitsbewegungen in der deutschen Geschichte in Rastatt  sind 
bleibende Resultate seines Engagements. Aber es wurde  – und zwar 
aus guten Gründen – von einem anderen drängenden Th ema über-
lagert: der notwendigen und viel zu lange verweigerten Auseinander-
setzung mit den NS-Verbrechen.

Heute ist unsere Erinnerungskultur maßgeblich geprägt von der 
Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus, seinen Tätern, Mit-
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läufern und seiner Ideologie, sowie von der Erinnerung an die Millio-
nen Opfer. Es hat Jahrzehnte gedauert, bis  – zunächst, kaum wahr-
genommen, Bundespräsident Walter Scheel – dann vor allem Richard 
von Weizsäcker an den 8. Mai 1945 als Tag der Befreiung erinnern 
konnte. Diese Verzögerung ist kein Zufall. Denn 1945 hatt e Deutsch-
lands Befreiung von außen kommen müssen. Noch lange Zeit danach 
empfanden große Teile der Nachkriegsgesellschaft  das Datum vor 
 allem als Niederlage und Unglück. Erst in dem Maße, in dem das Ver-
drängen und Beschweigen der deutschen Verbrechen beendet wurde, 
konnte der Befreiung von außen eine innere Befreiung im Zeichen neu 
verwurzelter demokratischer Überzeugungen folgen. Es war ein lan-
ger, mühsamer und oft  schmerzhaft er Prozess der Aufk lärung und 
 Aufarbeitung von Mitt äterschaft  und Mitwisserschaft . Erst dadurch 
konnte die Bundesrepublik Deutschland demokratisches Selbstver-
trauen gewinnen, nicht durch Abwehr und Schlussstrich. Die Er-
innerung an das Menschheitsverbrechen der Shoah ist so zu einem 
 unverrückbaren Teil unserer freiheitlichen demokratischen Identität 
geworden – und muss es bleiben. Was sich nicht wiederholen soll, darf 
auch nicht vergessen werden.

Dieser Zusammenhang von Demokratisierung und Aufarbeitung 
der NS-Zeit erklärt auch, warum sich unsere Republik nicht allein aus 
dem »Nie wieder!» begründen lässt. Es braucht vielmehr ein Be-
wusstsein für die weitverzweigten Wurzeln von Demokratie- und Frei-
heitsbestrebungen, die es über Jahrhunderte hinweg gegeben hat und 
aus denen die Bundesrepublik nach 1945 wachsen konnte. Es stimmt: 
Das Grundgesetz entstand unter dem Eindruck des Zivilisations-
bruchs, unter dem Eindruck von Auschwitz, Babyn Jar und Treblinka. 
Der Neuanfang nach der Befreiung 1945 wäre aber gar nicht denkbar 
gewesen ohne die Erfahrungen aus der ersten deutschen Republik und 
den Kämpfen des 19. Jahrhunderts.

Natürlich war diese Demokratiegeschichte alles andere als eine 
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gradlinige Erfolgsgeschichte. Sie war voller Rückschläge und Wider-
sprüche, voller Um- und auch mancher Abwege. Wir können dennoch 
stolz sein auf die Kämpfe für Freiheit und Demokratie. Es waren auch 
diese Ideale, die den Widerstand gegen den Nationalsozialismus präg-
ten. In ihrem Geist werden wir den Blick in den Abgrund der Shoah 
nicht vermeiden.

All die deutschen Parteigänger der Französischen Revolution, die 
Vormärzliberalen und -demokraten, Paulskirchendeputierten, die 
Streiterinnen für die Gleichberechtigung, frühe Gewerkschaft er und 
die engagierten Parlamentarier des Kaiserreiches, all diese zu ihrer 
Zeit oft  genug Erfolglosen und Besiegten fi nden wir heute auf der 
Siegerseite der Geschichte. Nicht die autoritären Kräft e und Mächte, 
sondern sie haben sich mit ihren Vorstellungen von Freiheit, Recht 
und Einigkeit durchgesetzt. Daher hat die Erinnerung an sie heute eine 
doppelte Bedeutung: Sie stift et Zusammenhalt und sie stärkt unsere 
Demokratie.

Wir alle haben ein tiefes Bedürfnis nach Heimat, Zusammenhalt 
und Orientierung. Der Blick auf die eigene Geschichte spielt dabei 
eine entscheidende Rolle. Jedes Volk sucht Sinn und Verbundenheit in 
seiner Geschichte – warum sollte das für uns Deutsche nicht gelten?

Es geht hier allerdings um weit mehr als nur um Zugehörigkeit. Es 
geht auch um das europäische Erbe und die Zukunft  unserer Demo-
kratie. Indem wir uns wieder stärker der Freiheits- und Demokratie-
bewegungen des 19. Jahrhunderts erinnern, nehmen wir auch jene 
 Fäden auf, die uns einst mit unseren europäischen Nachbarn verban-
den und die 1871 gekappt worden sind. Die Mainzer Republik, das 
Hambacher Fest, die Revolution 1848 – all das waren keine rein natio-
nalen Ereignisse. In vielen Ländern Europas wagten damals Menschen 
den Aufstand für politische Freiheit, für nationale Selbstbestimmung 
und auch für soziale Gerechtigkeit. Nicht überall waren die Revolutio-
nen unmitt elbar erfolgreich – Scheitern und Rückschläge gab es keines-
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wegs nur in Deutschland. Diese Ereignisse waren Teil eines euro-
päischen Völkerfrühlings, der uns mit unseren Nachbarn in Frankreich 
und Polen, Ungarn und Italien verbindet. Genauso, wie auch 1989 eine 
europäische Freiheitsrevolution war, die uns Deutsche mit Polen, 
 Ungarn, Tschechen und Slowaken verbunden hat und in  deren Folge 
die Spaltung Europas überwunden werden konnte. Wir tun gut daran, 
uns gerade heute dieser Ideale und unserer Gemeinsamkeiten wieder 
stärker zu besinnen.

Nach dem Zusammenbruch des Kommunismus rief der ameri-
kanische Historiker Francis Fukuyama das Ende der Geschichte aus. 
Die Werte des Westens schienen weltweit siegreich zu sein. Es schien 
nur noch um ein Mehr an Demokratie, an Gleichberechtigung und an 
individueller Freiheit zu gehen. Inzwischen haben wir gelernt, dass es 
kein Ende der Geschichte gibt. Im Gegenteil: Demokratie und Rechts-
staat, Meinungsfreiheit und Minderheitenrechte sind weltweit neuen 
Pressionen ausgesetzt.

Russland und China präsentieren sich heute als autoritäre Gegen-
modelle zur westlichen Demokratie. Im Innern unterdrücken ihre 
Machthaber die Freiheit des Einzelnen, nach außen sind sie imperiale 
Mächte, die mit aggressiven Methoden versuchen, ihren Einfl uss aus-
zuweiten und sich Dominanz zu verschaff en. Gleichzeitig erleben wir, 
wie in Europa und in den USA festgefügte Demokratien ins Wanken 
geraten können, wenn Mehrheiten missbraucht werden, um den Rechts-
staat und die Unabhängigkeit der Justiz auszuhöhlen sowie die Freiheit 
von Medien, Kunst und Wissenschaft  einzuschränken. Wir erleben, 
wie politische Gegner zu Feinden gestempelt werden und der demo-
kratische Wett bewerb zum eigenen Vorteil manipuliert wird.

Freiheit und Demokratie sind keine Selbstverständlichkeit; ihr Be-
stand ist nicht auf Dauer garantiert. Seien wir nicht naiv, geben wir uns 
keinen Illusionen hin: Auch Deutschland ist nicht gefeit vor der Rück-
kehr des Autoritären; manche Verächter von Freiheit und Demokratie 
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sitzen bereits in unseren Parlamenten. Es ist auch dieser besorgniserre-
gende Befund, der mich antreibt, der Geschichte unserer Demokratie 
mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Der Blick in die Vergangenheit 
zeigt, wie mühevoll, opferreich, verschlungen und voller Rückschläge 
die Wege zu Freiheit und Demokratie gewesen sind. Dieses Wissen 
lässt uns den Wert des Erreichten besser erkennen und mahnt, dass wir 
unsere Werte, für die so viele Wegbereiter unserer Republik gekämpft  
haben, nicht leichtfertig preisgeben dürfen.

Aber die Besinnung auf die Geschichte soll keineswegs den Status 
quo konservieren. Es geht auch darum, die Energien, die Leidenschaf-
ten zu wecken, die wir brauchen, um Staat und Gesellschaft  so fortzu-
entwickeln, dass wir unsere Werte bewahren können. Die Erinnerung 
ist kein Selbstzweck, sondern um der Zukunft  unserer Demokratie 
 willen wichtig.

Mehr Aufmerksamkeit, mehr Herzblut und mehr fi nanzielle Mitt el 
den Orten und Protagonisten der deutschen Demokratiegeschichte – 
diesen Appell habe ich am 9. November 2018 vor dem Deutschen Bun-
destag an Wissenschaft , Zivilgesellschaft  und Politik gerichtet, und in 
den vergangenen Jahren ist manches in Bewegung geraten.7

Die Mainzer Republik etwa, die 1793 erstmals auf deutschem Boden 
«das freie Volk» zum «einzigen rechtmäßigen Souverän» erklärte, 
würdigte der Rheinland-Pfälzische Landtag zu ihrem 225. Jubiläum 
mit  einem großen Festakt. Für das Hambacher Schloss hat der Bund 
mehr Geld bereitgestellt und ermöglicht erstmals eine kontinuierliche 
historisch-politische Bildungsarbeit. Der Friedhof der Märzgefalle-
nen in Berlin bekommt in den nächsten Jahren ein Besucherzentrum 
und wird zu einer modernen Erinnerungsstätt e. Und die sanierungs-
bedürft ige Frankfurter Paulskirche soll zu einem zeitgemäßen, leben-
digen Lernort der Demokratie weiterentwickelt werden, darauf haben 
sich der Bund, das Land Hessen und die Stadt Frankfurt am Main im 
Sommer 2020 im Schloss Bellevue verständigt.


